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ABFALLSATZUNG 

 
  

Die Verbandsversammlung des Abfallver-
bands Rheingau hat in ihrer Sitzung am13. 
Dezember 2000 diese Satzung über die 
Entsorgung von Abfällen im Rheingau (Ab-
fallsatzung -AbfS-) beschlossen, die auf 
folgende Rechtsgrundlagen gestützt wird: 
 
§§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessi-
schen Gemeindeordnung (HGO) in der 
Fassung vom 01.04.1993 (GVBl. 1992 I, 
S. 534), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23.12.1999 (GVBl. 2000 I S. 2), 
 

§ 4 Abs. 6 und § 9 des Hessischen Aus-
führungsgesetzes zum Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz (HAKA) vom 
23.05.1997 (GVBl. I S. 173), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 17.12.1998 (GVBl. 
I S. 584), 
 

§§ 1 bis 5 a, 9 und 10 des Hessischen 
Gesetzes über Kommunale Abgaben 
(HessKAG) vom 17.03.1970 (GVBl. I S. 
225), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
17.12.1998 (GVBl. I S. 562). 

 
 

Teil I 
 

§ 1 AUFGABE 
 
(1) Die Abfallverband Rheingau, nachfol-

gend abgekürzt AVR genannt, betreibt 
die Abfallentsorgung in seinem Gebiet 
nach Maßgabe des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes (KrW-
/AbfG) vom 27.09.1994 (BGBl. I S. 
2705) und des Hessischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz (HAKA) vom 
23.05.1997 in der jeweils geltenden 
Fassung und dieser Satzung als öf-
fentliche Einrichtung. 

 
(2) Die Abfallentsorgung des AVR umfasst 

das Einsammeln der in seinem Gebiet 
angefallenen und überlassenen Abfälle 
im Hol- und Bringsystem und die Ab-
gabe der eingesammelten Abfälle an 
den oder die Entsorgungspflichtigen. 

 

(3) Der AVR informiert und berät im Rah-
men der Erfüllung seiner Einsamm-
lungspflicht über Möglichkeiten der 
Vermeidung, Verwertung und Beseiti-
gung von Abfällen. 

 

(4) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann 
sich der AVR Dritter bedienen. Dritter 
können sowohl die Mitgliedsgemein-
den des AVR als auch der Rheingau-
Taunus-Kreis sein. 

 
 

§ 2 AUSSCHLUSS VON DER  
EINSAMMLUNG 

 
(1) Der Abfalleinsammlung des AVR un-

terliegen alle Abfälle, so weit sie nicht 
nach Maßgabe dieser Satzung von der 
Einsammlung ausgeschlossen sind. 

 
(2) Von der Einsammlung ausgeschlossen 

sind 
a) Abfälle zur Beseitigung aus ande-

ren Herkunftsbereichen als priva-
ten Haushaltungen, insbesondere 
besonders überwachungsbedürfti-
ge Abfälle i. S. d. § 41 Abs. 1 KrW-
/AbfG sowie Erdaushub und Bau-
schutt, so weit diese nicht in den 
bereitgestellten Abfallgefäßen, De-
potcontainern, durch die Abfuhr 
sperrigen Abfalls oder andere Ein-
sammlungsaktionen nach dieser 
Satzung durch die Gemeinde ein-
gesammelt werden können, 

 

b) Abfälle nach § 3 Abs. 3 HAKA 
(Kleinmengen gefährlicher Abfälle), 

 

c) Abfälle, die der Rücknahmepflicht 
aufgrund einer nach § 24 KrW-/AbfG 

erlassenen Rechtsverordnung un-
terliegen; hierzu gehören Behälter-
glas und Leichtverpackungen. 

 
(3) Die von der Einsammlung ausge-

schlossenen Abfälle sind von den Er-
zeugern oder Besitzern dieser Abfälle 
nach den Vorschriften des KrW-/AbfG 
und des HAKA zu entsorgen. Insbe-
sondere sind besonders überwa-
chungsbedürftige Abfälle zur Beseiti-
gung dem in der Verordnung nach § 
11 Abs. 1 HAKA bestimmten Zentralen 
Träger anzudienen, Abfälle nach § 3 
Abs. 3 HAKA der vom Rheingau-
Taunus-Kreis durchgeführten Ein-
sammlung zuzuführen und zurückzu-
nehmende Abfälle dem Rücknahme-
pflichtigen zurück zu geben. 
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§ 3 EINSAMMLUNGSSYSTEME 
 

(1) Der AVR führt die Einsammlung von 
Abfällen im Hol- und im Bringsystem 
durch. 

 
(2) Beim Holsystem werden die Abfälle 

beim Grundstück des Abfallbesitzers 
abgeholt. 

 
(3) Beim Bringsystem hat der Abfallbesit-

zer die Abfälle zu aufgestellten Sam-
melgefäßen oder zu sonstigen An-
nahmestellen zu bringen. 

  
 
§ 4 GETRENNTE EINSAMMLUNG VON 
ABFÄLLEN ZUR VERWERTUNG UND  

SPERRIGEN ABFÄLLEN IM  
HOLSYSTEM 

 
(1) Der AVR sammelt im Holsystem fol-

gende Abfälle zur Verwertung oder 
sperrige Abfälle ein: 
a. Papier und Kartonage (blaue Ton-

ne), 
b. kompostierbare Garten- und Kü-

chenabfälle (braune Tonne),  
c. sperrige Abfälle, „Weiße Ware“, 

Holz und Schrott 
 
(2) Die in Abs. 1, Buchst. a und b genann-

ten Abfälle zur Verwertung sind in den 
dazu bestimmten Gefäßen, die in den 
Nenngrößen von 120 l, 240 l und 1.100 
l (blaue Tonnen) bzw. 80 l, 120 l und 
240 l (braune Tonnen) zugelassen 
sind, vom Abfallbesitzer zu sammeln 
und zur Abfuhr unter Beachtung der 
weiteren Regelungen in dieser Sat-
zung bereitzustellen. 

 
(3) Die in Abs.1, Buchst. c genannten 

sperrigen u. a. Abfälle werden auf Ab-
ruf eingesammelt. Die Abholung dieser 
Abfälle ist von dem Grundstückseigen-
tümer oder Abfallbesitzer unter Ver-
wendung des von den Mitgliedsge-
meinden bereitgehaltenen Vordrucks 
oder direkter telefonischer Anmeldung 
beim beauftragten Unternehmer zu 
bestellen. Sperrige Abfälle sind alle 
Einrichtungs- und Gebrauchsgegens-
tände aus Haushaltungen, die auf-
grund ihres Volumens nicht in den zu-
gelassenen Abfallbehältern unterge-
bracht werden können oder deren Lee-
rung erschweren. 

 

(4) Kühlgeräte müssen zur Abholung mit-
tels einer bei den Mitgliedsgemeinden 
erhältlichen Anmeldekarte gegen Ent-
richtung einer Gebühr angemeldet 
werden. Für die Abholung ist der 
Rheingau-Taunus-Kreis – Eigenbetrieb 
Abfallwirtschaft – zuständig, der auch 
die Gebühr festsetzt. 

  
 
§ 5 GETRENNTE EINSAMMLUNG VON 

ABFÄLLEN ZUR VERWERTUNG IM 
BRINGSYSTEM 

 
(1) Der Rheingau-Taunus-Kreis sammelt 

im Bringsystem folgende Abfälle zur 
Verwertung: Altmetall, Batterien, Bau-
schutt und Erdaushub (nur Kleinmen-
gen), Elektrokleingeräte, Glas, Grün-
schnitt, Holz, Korken, Leuchtstoffröh-
ren, Papier und Pappe, Reifen, Sperr-
müll und Baurestabfall. 

 
(2) Der Rheingau-Taunus-Kreis stellt zur 

Einsammlung der in Abs. 1 genannten 
Abfälle Sammelbehälter auf den von 
ihm betriebenen Wertstoffhöfen sowie 
weitere Altglascontainer an allgemein 
zugänglichen Plätzen auf. Die Sam-
melbehälter tragen Aufschriften zur 
Kennzeichnung der Abfallarten, die je-
weils in einen Behälter eingegeben 
werden dürfen. Andere Abfälle als die 
so bezeichneten dürfen nicht in diese 
Sammelbehälter eingegeben werden. 

 
(3) Die in Abs. 1 genannten Abfälle sind 

vom Abfallbesitzer zur Annahmestelle 
in zu bringen und dem dort anwesen-
den Personal zur ordnungsgemäßen 
Lagerung zu überlassen. Den Weisun-
gen des Personals ist Folge zu leisten. 
Die Öffnungszeiten und Benutzungs-
ordnungen sowie zu erhebende Ge-
bühren werden vom Rheingau-
Taunus-Kreis bekanntgegeben. 

  
 

§ 6 EINSAMMLUNG VON ABFÄLLEN 
ZUR BESEITIGUNG (RESTMÜLL) 

 
(1) Abfälle, die nicht der Verwertung zuge-

führt werden (Restmüll), werden im 
Holsystem eingesammelt. 

 
(2) Der Restmüll ist vom Abfallbesitzer in 

den ihm zugeteilten Restmüllgefäßen 
zu sammeln und an den Abfuhrtagen 
unter Beachtung der weiteren Rege-
lungen in dieser Satzung bereitzustel-
len. 
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(3) Als Restmüllgefäße zugelassen sind 
die in § 8 Abs.1 genannten Gefäße mit 
folgenden Nenngrößen: 

a)  80 l 
b)  120 l 
c)  240 l  
d)  1,1 cbm 
 

(4) In die Restmüllgefäße dürfen keine 
Abfälle zur Verwertung eingegeben 
werden, die nach den §§ 4 und 5 ge-
trennt gesammelt werden. Verstöße 
gegen diese Bestimmungen berechti-
gen den AVR oder die von ihm mit der 
Abfuhr beauftragten Dritten, die Abfuhr 
des Restmülls zu verweigern, bis diese 
Abfälle aus dem Restmüllgefäß ent-
nommen worden sind. Die Ahndungs-
möglichkeit als Ordnungswidrigkeit 
bleibt in diesem Falle unberührt. 

  
 

§ 7 EINSAMMLUNG VON ABFÄLLEN 
AUF ÖFFENTLICHEN  
VERKEHRSFLÄCHEN 

 
Für die Aufnahme von Abfällen, die an-
lässlich der Benutzung von öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen anfallen, 
stellen die Mitgliedsgemeinden Gefäße 
(Papierkörbe) auf. Die Besitzer dieser Ab-
fälle sind verpflichtet, diese Gefäße zu 
benutzen. Weitergehende Nutzungsvor-
schriften werden in den örtlichen Satzun-
gen geregelt. 
 
 

§ 8 ABFALLGEFÄßE 
 

(1) Die Gefäße für den Restmüll und für 
andere Abfälle, die im Holsystem ent-
sorgt werden, stellt der AVR den Ab-
fallbesitzern leihweise zur Verfügung. 
Die Anschlusspflichtigen gem. § 11 
Abs. 1 haben diese Gefäße pfleglich 
zu behandeln. Sie haften für schuld-
hafte Beschädigungen und für Verlus-
te. 

 
(2) Die Abfallgefäße dürfen nicht zweck-

widrig verwendet werden, insbesonde-
re dürfen sie nur so weit gefüllt wer-
den, dass ihre Deckel sich gut schlie-
ßen lassen. Einschlämmen und Ein-
stampfen des Inhalts ist nicht gestattet. 
Die Deckel sind geschlossen zu hal-
ten. 

 

(3) Zur Kenntlichmachung des Inhalts der 
Gefäße dient deren Farbe. In die grau-
en Gefäße ist der Restmüll einzufüllen, 
in die braunen Gefäße sind die kom-
postierbaren Abfälle einzufüllen, in die 
blauen Gefäße sind Papier- und Kar-
tonageabfälle einzufüllen. 

 
(4) Die Abfallgefäße sind an den öffentlich 

bekannt gegebenen Abfuhrtagen und -
zeiten an gut erreichbarer Stelle an 
dem zur Fahrbahn liegenden Rand des 
Gehwegs oder - so weit keine Gehwe-
ge vorhanden sind - am äußersten 
Fahrbahnrand für eine gewünschte 
Entleerung bereitzustellen. Der Stra-
ßenverkehr darf nicht oder nicht mehr 
als notwendig und vertretbar beein-
trächtigt werden. Nach erfolgter Lee-
rung der Gefäße sind diese unverzüg-
lich durch den Anschlusspflichtigen 
oder den von ihm Beauftragten auf das 
Grundstück zurückzustellen. 

 
(5) In besonderen Fällen - wenn zum Bei-

spiel Grundstücke nicht von den Ab-
fuhrfahrzeugen angefahren werden 
können - kann der AVR bestimmen, an 
welcher Stelle die Abfallgefäße zur 
Entleerung aufzustellen sind, wobei die 
betrieblichen Notwendigkeiten der Ab-
falleinsammlung zu berücksichtigen 
sind. 

 
(6) Müllsäcke können ausnahmsweise 

anstelle von oder zusätzlich zu Abfall-
gefäßen zugelassen werden, wenn auf 
einem anschlusspflichtigen Grundstück 
nur vorübergehend geringe Abfallmen-
gen anfallen oder wenn vorüberge-
hend zusätzliche Abfallmengen anfal-
len, die in den Abfallgefäßen nicht un-
tergebracht werden können. Die Müll-
säcke sind bei den Mitgliedsgemein-
den oder besonderen Verkaufsstellen 
zu beziehen. Es gibt Müllsäcke für 
Restmüll und für Altpapier. 

 
(7) Die Zuteilung der Abfallgefäße auf die 

anschlusspflichtigen Grundstücke er-
folgt durch die Mitgliedsgemeinde nach 
Bedarf. Auf jedem anschlusspflichtigen 
Grundstück muss mindestens das 
kleinste zugelassene Gefäß für den 
Restmüll vorgehalten werden. 
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(8) Für Betriebe und ähnliche Einrichtun-
gen wird das erforderliche Gefäßvolu-
men für den Restmüll von der Mit-
gliedsgemeinde unter Beachtung der 
regelmäßig anfallenden Restmüllmen-
gen auf dem jeweiligen Grundstück 
festgesetzt. 

 
(9) Altpapiergefäße werden ohne beson-

dere Rechnung gestellt und zwar bis 
zu einer Größe, die der doppelten 
Größe des aufgestellten Restmüllge-
fäßes entspricht (Regelausstattung). 
Vom Anschlussnehmer gewünschte 
weitere Altpapiergefäße können ge-
bührenpflichtig zugeteilt werden. 

 
(10) Änderungen im Gefäßbedarf hat der 

Anschlusspflichtige unverzüglich der 
Mitgliedsgemeinde mitzuteilen und auf 
Verlangen zu begründen. 

  
 

§ 9 BEREITSTELLUNG SPERRIGER 
ABFÄLLE 

 
(1) Sperrige Abfälle sind an dem vom be-

auftragten Unternehmen dem Grund-
stückseigentümer mitgeteilten Termin 
an den Grundstücken zur Einsamm-
lung so bereitzustellen, dass sie ohne 
Aufwand aufgenommen werden kön-
nen. Die Regelungen des § 8 Abs. 4 
(für Abfallgefäße) sind zu beachten. 

 
(2) Die zur Einsammlung bereitgestellten 

sperrigen Abfälle werden mit der Be-
reitstellung Eigentum des AVR. Unbe-
fugten ist es verboten, diese wegzu-
nehmen, zu durchsuchen oder umzu-
lagern. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für 

andere Abfälle, die in besonderen, 
vom AVR öffentlich bekannt gemachten 
Einsammlungsaktionen und -terminen 
außerhalb von Abfallgefäßen, zum 
Beispiel gebündelt oder versackt, zur 
Einsammlung bereitgestellt werden. 

 
 
 

§ 10 EINSAMMLUNGSTERMINE / ÖF-
FENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

 
(1) Die Einsammlungstermine werden in 

den Abfallkalendern, die vom AVR 
bzw. seinen Beauftragten an alle 
Haushalte regelmäßig verteilt werden, 
veröffentlicht. 

(2) Bei Bedarf gibt der AVR bekannt, wo 
Abfallcontainer für die Einsammlung 
von Abfällen zur Verwertung im Bring-
system aufgestellt sind. 

 
(3) Die Mitgliedsgemeinden geben nach 

Möglichkeit in ihren Mitteilungsorganen 
die Termine für die Einsammlungen 
von Abfällen nach § 3 Abs. 3 HAKA 
(Kleinmengen gefährlicher Abfälle) und 
anderen Abfällen bekannt, die nicht 
vom AVR, sondern von Dritten (Land-
kreis, Verbänden, Vereinen, u.a.) zu-
lässigerweise durchgeführt werden. 

 
  

§ 11 ANSCHLUSS- UND BENUT-
ZUNGSZWANG 

 
(1) Jeder Eigentümer, Erbbauberechtigte, 

Nießbraucher oder sonst zur Nutzung 
eines Grundstücks dinglich Berechtigte 
ist verpflichtet, dieses Grundstück an 
die im Holsystem betriebene Abfallein-
sammlung anzuschließen, wenn die-
ses Grundstück bewohnt oder gewerb-
lich genutzt wird oder hierauf aus an-
deren Gründen Abfälle anfallen. Das 
Grundstück gilt als angeschlossen, 
wenn auf ihm ein Restmüllgefäß (§ 6 
Abs. 3) aufgestellt worden ist. 

 
(2) Von dem Zwang, auf dem anschluss-

pflichtigen Grundstück ein Gefäß zur 
Aufnahme kompostierbarer Abfälle 
(Biogefäß) aufzustellen, kann der AVR 
eine Ausnahme zulassen, wenn der 
Anschlusspflichtige nachweist und 
schriftlich bestätigt, dass ausnahmslos 
alle auf dem Grundstück anfallenden 
kompostierbaren Abfälle ordnungsge-
mäß und schadlos selbst verwertet 
werden und wenn für die Ausbringung 
des Produkts eine eigene gärtnerisch 
oder landwirtschaftlich genutzte Fläche 
von 25 m² je Grundstücksbewohner 
nachgewiesen wird. Die Ausnahme 
wird nur befristet und unter dem Vor-
behalt des jederzeitigen Widerrufs zu-
gelassen. 

 
(3) Als Grundstück im Sinne dieser Sat-

zung gilt ohne Rücksicht auf die Ein-
tragung im Liegenschaftskataster oder 
im Grundbuch jeder zusammenhän-
gende Grundbesitz (auch Teilgrund-
stück) desselben Eigentümers, der ei-
ne selbstständige wirtschaftliche Ein-
heit bildet. 



72.2 

46. Ergänzungslieferung  5

(4) Der Anschlusspflichtige nach Abs. 1 
hat jeden Wechsel im Grundstücksei-
gentum unverzüglich der Mitgliedsge-
meinde mitzuteilen; diese Verpflich-
tung hat auch der neue Grundstücks-
eigentümer. 

 
(5) Darüber hinaus hat der Anschluss-

pflichtige der Mitgliedsgemeinde alle 
für die Abfallentsorgung erforderlichen 
sachbezogenen Auskünfte zu erteilen. 

 
(6) Jeder Abfallerzeuger oder -besitzer ist 

verpflichtet, seine Abfälle, so weit sie 
nicht von der gemeindlichen Abfallent-
sorgung gemäß § 2 Abs. 2 ausge-
schlossen sind, der öffentlichen Abfall-
entsorgung zu überlassen und sich 
hierbei der angebotenen Systeme 
(Hol- und Bringsystem) zu bedienen. 
Dies gilt nicht für 
a. Abfälle aus privaten Haushaltun-

gen, so weit ihre Erzeuger oder 
Besitzer selbst zu einer Verwertung 
in der Lage sind und diese beab-
sichtigen,  

b. Abfälle, die durch gemeinnützige 
oder gewerbliche Sammlung einer 
ordnungsgemäßen und schadlosen 
Verwertung zugeführt werden,  

c. Abfälle zur Verwertung aus ande-
ren Herkunftsbereichen als priva-
ten Haushaltungen,  

d. Abfälle zur Beseitigung aus ande-
ren Herkunftsbereichen, so weit ih-
re Erzeuger oder Besitzer diese in 
eigenen Anlagen beseitigen und 
keine überwiegenden öffentlichen 
Interessen eine Überlassung erfor-
dern,  

e. pflanzliche Abfälle, deren Beseiti-
gung gemäß der Verordnung über 
die Beseitigung von pflanzlichen 
Abfällen außerhalb von Abfallbe-
seitigungsanlagen vom 17.03.1975 
(GVBl. I S. 174) zugelassen ist. 

  
 

§ 12 ALLGEMEINE PFLICHTEN 
 
(1) Den Beauftragten des AVR ist zur Prü-

fung, ob und wie die Vorschriften die-
ser Satzung befolgt werden, ungehin-
derter Zutritt zu den Grundstücken zu 
gewähren, auf denen überlassungs-
pflichtige Abfälle anfallen. Ihre Anord-
nungen sind zu befolgen. Sie haben 
sich durch einen vom AVR ausgestell-
ten Dienstausweis auszuweisen. 

(2) Abfälle, die nicht in den satzungsge-
mäßen Gefäßen oder sonst satzungs-
widrig zur Abholung bereitgestellt wer-
den, bleiben von der Einsammlung 
ausgeschlossen. Sie sind zum nächs-
ten Abfuhrtermin unter Beachtung der 
Vorgaben dieser Satzung zur Ein-
sammlung bereit zu stellen. 

 
(3) Verunreinigungen durch Abfallgefäße, 

Müllsäcke, bereitgestellte sperrige Ab-
fälle oder sonstige Ursachen im Zu-
sammenhang mit der Abfallentsorgung 
hat der zur Straßenreinigung Verpflich-
tete zu beseitigen. 

 
(4) Im Abfall vorgefundene Wertgegens-

tände werden als Fundsachen behan-
delt. Der AVR ist nicht verpflichtet, im 
Abfall nach verlorenen Gegenständen 
suchen zu lassen. 

  
 

§ 13 UNTERBRECHUNG DER  
ABFALLEINSAMMLUNG 

 
Der AVR sorgt bei Betriebsstörungen für 
Übergangsregelungen zur ordnungsge-
mäßen Abfalleinsammlung, die erforderli-
chenfalls durch öffentliche Bekanntma-
chung den Betroffenen mitgeteilt werden 
können. 
  
 

Teil II 
   

§ 14 GEBÜHREN 
 

(1) Zur Deckung des Aufwandes, der ihm 
bei der Wahrnehmung abfallwirtschaft-
licher Aufgaben entsteht, erhebt der 
AVR Gebühren. 

 
(2) Gebührenmaßstab ist das jedem an-

schlusspflichtigen Grundstück gem. § 
8 Abs. 7 zur Verfügung stehende Ge-
fäßvolumen für Restmüll. Als Entsor-
gungsgebühr werden erhoben bei Zu-
teilung folgender Gefäße: 

 
  a) Restmüll  b) Biomüll  

80-l-Gefäß 24,40 
DM/Monat 

18,40 
DM/Monat

120-l-Gefäß 32,00 
DM/Monat 

22,00 
DM/Monat

240-l-Gefäß 54,50 
DM/Monat 

37,80 
DM/Monat
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 a) Restmüll  b) Biomüll 

1,1-m³-Gefäß, 
14-tägl. Leerung 

330,30 
DM/Monat 

 

1,1-m³-Gefäß, 
wöchentliche 
Leerung 

543,30 
DM/Monat 

 

 
jeweils bei vierzehntäglicher Leerung 
der Gefäße. In den Sommermonaten 
vom 1. Mai bis 30. September werden 
die Biotonnen wöchentlich geleert. 

 
(3) Müllsäcke werden zum Stückpreis von 

5 DM für 70 l abgegeben. 
 
(4) Mit diesen Gebühren sind auch die 

Aufwendungen der Gemeinde für die 
Entsorgung von Abfällen zur Verwer-
tung im Rahmen der Regelausstattung 
i. S. d. § 8 Abs. 9 und sperriger Abfälle 
abgegolten. 

 
(5) Für die Entsorgung von auf Wunsch 

des Anschlussnehmers über die Re-
gelausstattung hinaus zugeteilten Alt-
papiergefäßen werden folgende zu-
sätzlichen Gebühren erhoben: 
 
120-l-Gefäß   8,00 DM/Monat 
240-l-Gefäß 14,00 DM/Monat 
1,1-m³-Gefäß 60,00 DM/Monat. 

 
 
(6) Für jede Änderung des Gefäßbestan-

des, ausgenommen bei einem Aus-
tausch defekter Gefäße, wird von dem 
Gebührenpflichtigen eine Aufstell-
/Einzugsgebühr von 25,00 DM erho-
ben. Es dürfen nur Gefäße zurückge-
geben werden, die geleert, gereinigt 
und von Aufklebern befreit sind. 

  
 
§ 15 GEBÜHRENFPLICHTIGE / ENT-
STEHEN UND FÄLLIGKEIT DER GE-
BÜHR 
 
(1) Gebührenpflichtig ist der Grundstücks-

eigentümer, im Falle eines Erbbau-
rechts der Erbbauberechtigte. Mehrere 
Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner. Bei einem Wechsel im 
Grundeigentum haften alter und neuer 
Eigentümer bis zum Eingang der Mit-
teilung nach § 11 Abs. 4 für rückstän-
dige Gebührenansprüche. 

 

(2) Die Gebührenpflicht entsteht mit Be-
ginn des Monats der Anmeldung bzw. 
der Zuteilung der Sammelgefäße und 
sie endet mit Ende des Monats der 
Rückgabe der Sammelgefäße bzw. der 
Abmeldung. 

 
(3) Die Gebühr ist einen Monat nach Be-

kanntgabe des Gebührenbescheides 
fällig. Die Mitgliedsgemeinde erhebt 
die Gebühr jährlich; sie kann viertel-
jährliche Vorauszahlungen verlangen. 

 
 

Teil III 
 

§ 16 ORDNUNGSWIDRIGKEITEN 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig 
1. entgegen § 4 Abs. 2 oder § 5 Abs. 

2 andere als die zugelassenen Ab-
fälle in die Sammelgefäße oder -
behälter eingibt,  

 
2. entgegen § 6 Abs. 2 den Restmüll 

nicht in dem ihm zugeteilten Rest-
müllgefäß sammelt,  

 
3. entgegen § 6 Abs. 4 Abfälle zur 

Verwertung nicht in die dafür vor-
gesehenen Sammelgefäße nach 
§§ 4 Abs. 2; 5 Abs. 2 eingibt,  

 
4. entgegen § 7 Abfälle, die anläss-

lich der Benutzung öffentlicher 
Straßen, Wege und Plätzen anfal-
len, nicht in die aufgestellten Gefä-
ße (Papierkörbe) eingibt, 

 
5. entgegen § 8 Abs. 2 Abfallgefäße 

zweckwidrig verwendet,  
 

6. entgegen § 8 Abs. 4 geleerte Ab-
fallgefäße nicht unverzüglich auf 
sein Grundstück zurückstellt,  

 
7. entgegen § 8 Abs. 10 Änderungen 

im Bedarf an Müllgefäßen der Ge-
meinde nicht unverzüglich mitteilt,  

 
8. entgegen § 9 Abs. 2 zur Einsamm-

lung bereitgestellte sperrige Abfälle 
unbefugt wegnimmt, durchsucht 
oder umlagert,  

 
9. entgegen § 11 Abs. 1 sein Grund-

stück nicht an die öffentliche Ab-
falleinsammlung anschließt,  
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10. entgegen § 11 Abs. 4 den Wechsel 
im Grundeigentum nicht der Ge-
meinde mitteilt,  

 
11. entgegen § 11 Abs. 6 überlas-

sungspflichtige Abfälle, die er be-
sitzt, nicht der öffentlichen Abfall-
entsorgung überlässt,  

 
12. entgegen § 12 Abs. 1 den Beauf-

tragten des Gemeinde den Zutritt 
zum Grundstück verwehrt,  

 
13. entgegen § 12 Abs. 3 Verunreini-

gungen nicht beseitigt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 

Geldbuße bis zu 100.000,-- Deutsche 
Mark geahndet werden. Die Geldbuße 
soll den wirtschaftlichen Vorteil, den 
der Täter aus der Ordnungswidrigkeit 
gezogen hat, übersteigen. Reicht das 
satzungsmäßige Höchstmaß hierzu 
nicht aus, so kann es überschritten 
werden. 

 
(3) Das Bundesgesetz über Ordnungswid-

rigkeiten in der jeweils gültigen Fas-
sung findet Anwendung; zuständige 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 
36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist der Gemein-
devorstand. 

  
 

§ 17 INKRAFTTRETEN 
 

Diese Abfallsatzung tritt am 1. Januar 
2001 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ab-
fallsatzung vom  4. Oktober 1994 in der 
Fassung der 5. Änderungssatzung vom 
20. Oktober 1998 außer Kraft. 
  
 
Geisenheim, 13. Dezember 2000 
              gez. 
 
     Paul Weimann 
  Bürgermeister und 
Verbandsvorsitzender 
 
 


